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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

Mit Inkrafttreten dieser 17. Änderung des Bebauungsplanes Nr. M79 „Johanneskirche“ 
treten die Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplanes und dessen Änderungen für 
den Bereich der überlagerten Flächen außer Kraft.  

Ergänzend zu den Festsetzungen in zeichnerischer Form sind textliche Festsetzungen 
vorgesehen und zwar 

Planungsrechtliche Festsetzungen: 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 
Im Allgemeinen Wohngebiet sind nur die folgenden Nutzungen gemäß § 4 Abs. 2 
BauNVO zulässig: 

- Wohngebäude, 
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirt-

schaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-

cke. 

2. Grundflächenzahl (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO) 

Eine Überschreitung der in der Planzeichnung festgesetzten Grundflächenzahl gem. 
§ 19 Abs. 4 BauNVO durch die Flächen  

- von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten  
- von Nebenanlagen i. S. von § 14 BauNVO sowie 
- von baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Bau-

grundstück unterbaut wird, 

ist bis zu einem Wert von 0,8 zulässig. 

3. Bezugspunkte / Höhe baulicher Anlagen 

Oberer Bezugspunkt für die Ermittlung der Höhe der baulichen Anlagen ist die First-
höhe (FH) bzw. die Gebäudehöhe (GH). Bei Gebäuden mit Flachdach gilt als oberer 
Bezugspunkt die Höhe der Attika. Wird keine Attika gebaut, ist der obere Bezugs-
punkt die Oberkante des Flachdaches an der Schnittstelle der Außenwand mit der 
Dachhaut. 

 
Traufhöhe 
Die Traufhöhe der Gebäude wird gemessen von der Oberkante des fertigen Erdge-
schossfußbodens bis zur Oberkante der Traufe (Traufpunkt). Als Traufpunkt wird der 
Schnittpunkt zwischen der senkrechten Außenfläche (Oberfläche der Außenwand) 
und der Dachhaut bezeichnet. Die Traufhöhe darf 44,5 m ü. NHN nicht überschrei-
ten. Dies entspricht im Plangebiet Traufhöhen von 6,5 m über Geländeniveau. 

Firsthöhe 
Die Firsthöhe (FH) der Gebäude wird in absoluter Höhe über Normalnull festgesetzt 
(NHN). Die Firsthöhe bzw. die Höhe baulicher Anlagen darf im WA 51,5 m ü. NHN 
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nicht überschreiten. Dies entspricht im Plangebiet Firsthöhen von ca. 13,5 m über 
Geländeniveau. 

 

4. Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB i.V.m. § 12 
Abs. 6 BauNVO) 

Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) und Nebenanlagen werden im Bebau-
ungsplan dahingehend geregelt, dass sie in den Vorgartenbereichen (der Bereich 
zwischen der Straßenbegrenzungslinie der erschließenden öffentlichen Verkehrsflä-
che bis zur Baugrenze) unzulässig sind.  

 

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NRW 

Für den Geltungsbereich der 17. Änderung gelten folgende Festsetzungen: 

a) Dachneigungen/Dachform 

a) Dachform: 
Die Dächer sind als Sattel- oder Walmdach auszubilden. 

b) Dachneigung 
 Die Dachneigung beträgt zwischen 35° und 48°. 

Für Nebenanlagen und Garagen im Sinne der §§ 12 und 14 BauNVO sind abweichend 
auch Flach- bzw. flachgeneigte Dächer zulässig. 
 

HINWEISE  

1. Bodenfunde 
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler, (kulturgeschichtliche sowie erdge-
schichtliche Bodenfunde, d. h. Mauerwerk, Einzelfunde aber auch Veränderungen 
und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden. Ihre 
Lage im Gelände darf nicht verändert werden. Die Entdeckung von Bodendenkmä-
lern ist der Stadt als Untereren Denkmalbehörde und der LWL-Archäologie für West-
falen, Außenstelle Münster (Tel. 0251/591-8911) unverzüglich anzuzeigen (§§ 15 
und 16 DSchG).  
 

2. Altablagerungen 
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen ge-
funden werden, ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde (Kreis Steinfurt) zu be-
nachrichtigen. 

3. Es gilt die BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 
(BGBl. I S. 132), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl I S. 1548 
geändert worden ist. 
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4. Sollte es zu einer Fällung der im Geltungsbereich vorhandenen Bäume oder einer 
Beseitigung bestehender Hecken, lebender Zäune, Gebüsche und anderer Gehölze 
kommen, ist der Fällzeitpunkt zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verstöße in den 
Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende Februar zu legen. 


